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Landkreis Osterode am Harz          Osterode am Harz, 25.10.2011 
        Der Kreiswahlleiter 
 
 

Keine Beteiligung von 
Fachausschüssen 

 

Keine Vorbereitung durch 
den Kreisausschuss 

 
V o r l a g e 

 

für den Kreistag 
 
 
Einspruch gegen die Gültigkeit der Kreiswahl im Landkreis Osterode am Harz am 
11.09.2011 gemäß § 46 des Niedersächsischen Kommunalwahlgesetzes (NKWG) 
 

I.   Erläuterung: 
 
Mit Schreiben vom 19.09.2011, eingegangen bei der Stadt Bad Lauterberg im Harz am 
20.09.2011, hat Frau Helga Bürmann-Hackbarth, Barbiser Straße 141, 37431 Bad Lau-
terberg im Harz, gegen die Gültigkeit u. a. der Kreiswahl im Landkreis Osterode am Harz 
am 11.09.2011 Einspruch eingelegt (siehe Anlage). 
Da sich der Einspruch auch gegen die Kreiswahl richtet, wurde der Einspruch von der 
Stadt Bad Lauterberg im Harz zuständigkeitshalber an mich weitergeleitet und ist bei mir 
am 22.09.2011 eingegangen. 
 
Zur Begründung führt die Einspruchsführerin aus, dass die Kreiswahl gegen das Grund-
gesetz für die Bundesrepublik Deutschland, die Niedersächsische Verfassung und das 
NKWG verstoße. Die Bundesrepublik Deutschland und das Land Niedersachsen seien 
keine Völkerrechtssubjekte, keine Staaten und daher nicht rechtsfähig. Für die Bundes-
republik Deutschland und das Land Niedersachsen bestünden keine gültigen Verfassun-
gen. Des Weiteren seien u. a. die erlassenen Gesetze nicht verfassungsgemäß. 
Die Kommunalwahlen seien nicht den Vorschriften des NKWG entsprechend vorbereitet 
und durchgeführt worden. Es liege ein Verstoß gegen die Grundsätze der unmittelbaren 
und freien Wahl nach § 4 Abs. 1 NKWG vor, da die Wahl von Parteien keine unmittelbare 
Wahl darstelle und in einem besetzten Land keine freie Wahl stattfinden könne. 
 
Gemäß § 46 NKWG kann u. a. jede im Wahlgebiet wahlberechtigte Person gegen die 
Gültigkeit der Kreiswahl Einspruch erheben. Der Wahleinspruch kann nur damit begrün-
det werden, dass die Wahl nicht den Vorschriften des NKWG oder der Niedersächsi-
schen Kommunalwahlordnung (NKWO) entsprechend vorbereitet oder durchgeführt oder 
in unzulässiger Weise in ihrem Ergebnis beeinflusst worden ist. Der Wahleinspruch ist bei 
der zuständigen Wahlleitung innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntmachung des 
Wahlergebnisses mit Begründung schriftlich oder zur Niederschrift zu erklären.  
 
Zuständig für die Entscheidung über den Wahleinspruch ist der neu gewählte Kreistag 
(§ 46 Abs. 3 Satz 4 NKWG), der hierüber in öffentlicher Sitzung verhandelt und be-
schließt (§ 47 Abs. 1 Satz 2 NKWG). 



In der Verhandlung sind die Beteiligten (hier die Wahlleitung und die Einspruchsführerin) 
auf Antrag zu hören (§ 47 Abs. 2 NKWG). Die Einspruchsführerin ist über den Termin 
dieser öffentlichen Sitzung unterrichtet. 
 
Nach § 48 Abs. 1 Nr. 1 NKWG sind Einsprüche zurückzuweisen, wenn sie unzulässig 
oder zulässig, aber unbegründet sind. 
 
Die Bekanntmachung des Ergebnisses der Kreiswahl am 11.09.2011 erfolgte am 
15.09.2011 im Amtsblatt für den Landkreis Osterode am Harz. Die Wahleinspruchsfrist 
endete somit mit Ablauf des 29.09.2011, sodass der Wahleinspruch der Einspruchsführe-
rin mithin fristgerecht eingegangen ist. 
 
Der Einspruch ist zulässig, jedoch unbegründet und daher zurückzuweisen. 
 
Der Vortrag der Einspruchsführerin enthält keine substantiierte Darlegung, dass die Wahl 
nicht den Vorschriften des NKWG oder der NKWO entsprechend vorbereitet oder durch-
geführt oder in unzulässiger Weise in ihrem Ergebnis beeinflusst worden ist.  
 
Die grundsätzlichen Erwägungen der Einspruchsführerin zur völkerrechtlichen Situation 
der Bundesrepublik Deutschland und des Landes Niedersachsen sowie zur Gültigkeit der 
Verfassungen können dem Einspruch nicht zum Erfolg verhelfen. Das folgt schon daraus, 
dass ein Anliegen verfolgt wird, dass sich mit Hilfe des Wahlprüfungsverfahrens nicht er-
reichen lässt. 
 
Ziel des Wahlprüfungsverfahrens ist es, die richtige Zusammensetzung des Kreistages 
zu gewährleisten. Daher kann der Wahleinspruch nur damit begründet werden, dass die 
Wahl nicht den Vorschriften des NKWG oder der NKWO entsprechend vorbereitet oder 
durchgeführt oder in unzulässiger Weise in ihrem Ergebnis beeinflusst worden ist. 
 
Mit ihren Ausführungen zur völkerrechtlichen Situation der Bundesrepublik Deutschland 
und des Landes Niedersachsen sowie zur Gültigkeit der Verfassungen trägt sie Gründe 
vor, die außerhalb der wahlrechtlichen Bestimmungen des NKWG und der NKWO liegen. 
 
Hinsichtlich des von ihr angeführten Verstoßes gegen die Grundsätze der unmittelbaren 
und freien Wahl nach § 4 Abs. 1 NKWG ist darauf zu verweisen, dass Gegenstand der 
Prüfung im Wahlprüfungsverfahren nicht die Rechtmäßigkeit der wahlrechtlichen Vor-
schriften, sondern die den wahlrechtlichen Vorschriften entsprechende Vorbereitung und 
Durchführung der Kreiswahl ist. 
 
Im Übrigen ist die Wahlleitung ihrer Pflicht nachgekommen, gemäß § 69 Abs. 1 NKWO 
zu prüfen, ob die Kreiswahl am 11.09.2011 entsprechend den Vorschriften des NKWG 
und der NKWO durchgeführt worden ist. 
Sie hat festgestellt, dass bei der Vorbereitung und Durchführung der Wahlen keine 
schwerwiegenden Wahlmängel wie z. B. zu Unrecht nicht zugelassene Wahlvorschläge, 
fehlerhafte Stimmenzählung, unrichtige Berechnungen bei der Sitzverteilung oder Ver-
stöße gegen das Wahlgeheimnis aufgetreten sind.  
Es lagen mithin keine Gründe für die Einlegung eines Wahleinspruches durch die Wahl-
leitung vor. 
 
 

II.  Beschlussvorschlag: 
 

Der Einspruch wird gemäß § 48 Abs. 1 Nr. 1 NKWG als unbegründet zurückgewiesen. 
 
gez. 
Siegfried Pfister 


















